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WISSENSCHAFT FUR 
DIE PRAXIS

Konzepte zur Messung 
der Konjunkturwirkungen der Staatstätigkeit

Klaus Bünger, Manfred Weilepp, Hamburg

In allen entwickelten Volkswirtschaften ist der 
Anteil des Staates am Sozialprodukt in den 

letzten Jahren ständig größer geworden. Diese 
Tendenz wird angesichts der zunehmenden Auf­
gaben, die an den Staat herantreten — man denke 
nur an den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel, 
das Bildungswesen und an den Umweltschutz —, 
in der Zukunft zumindest bestehen bleiben, wahr­
scheinlich jedoch noch stärker werden. Damit 
nimmt aber auch die Bedeutung des finanzpoliti­
schen Verhaltens des Staates sowohl für die ein­
zelnen Wirtschaftssubjekte als auch für den 
gesamten Wirtschaftsablauf, insbesondere für die 
Konjunkturschwankungen zu.

Vielzahl von Ansätzen

Unter Konjunkturschwankungen versteht man 
heute nach einer weitgehend akzeptierten Defini­
tion Veränderungen im Auslastungsgrad des ge­
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials. Wäh­
rend das Angebotspotential relativ kontinuierlich 
wächst und nur geringen Schwankungen unter­
worfen ist, ist der Nachfragezuwachs durch häufige 
Veränderungen der Zuwachsraten gekennzeichnet. 
Die konjunkturellen Schwankungen werden also 
im wesentlichen durch die unstetige Entwicklung 
der volkswirtschaftlichen Gesamtnachfrage hervor­
gerufen.

Der Staat beeinflußt nun über die mittelbaren und 
unmittelbaren Wirkungen seiner Ausgabentätigkeit 
einerseits und über die Entzugseffekte der Erhe­
bung von Steuern, Gebühren und Beiträgen
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andererseits maßgeblich die Entwicklung der Ge­
samtnachfrage und damit den Konjunkturverlauf. 
Es muß somit eine wichtige Aufgabe der staat­
lichen Planungsträger sein, bei der Aufstellung 
des Haushalts seine konjunkturellen Wirkungen 
zu beachten. Bisher besteht jedoch weder unter 
den verantwortlichen Politikern noch in der Wirt­
schaftswissenschaft Einmütigkeit darüber, wie 
diese konjunkturellen Wirkungen der öffentlichen 
Haushalte gemessen werden sollen. Statt eines 
einheitlichen Konzepts liegt eine Vielzahl von 
Lösungsansätzen vor, die für den gleichen Sach­
verhalt zu völlig unterschiedlichen Ergebnissen 
kommen können. Im folgenden sollen die am 
meisten diskutierten Konzepte erörtert werden, 
und zwar

□  das einfache Saldenkonzept,

□  das Full-Employment-Budget-Surplus(FEBS)- 
Konzept,

□  das „pure cycle“-Konzept und

□  das Konzept des „konjunkturneutralen Haus­
haltes“ .

K/aus Bünger, 30, Dipl.-Volkswirt, ist Refe­
rent in der Abteiiung Konjunktur und Stati­
stik, und hAanfred Weilepp, 29, Dipi.-Voikswirt, 
ist Referent in der Abteiiung Finanzpolitik 
und Raumordnung des HWWA-Institut für 
Wirtschaftsforschung-Hamburg.
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Im Vordergrund der Betrachtung stehen dabei das 
FEBS-Konzept und das Konzept des konjunktur- 
neutralen Haushalts, weil sie u. E. die besten An­
satzpunkte für eine Lösung des Problems bieten.

Das Saldenkonzept

Am häufigsten wird in der Diskussion um die 
Nachfragewirkungen der öffentlichen Haushalte 
der tatsächlich realisierte -  oder bei der ex ante 
Betrachtung der geplante — Haushaltssaldo, d. h. 
die Differenz zwischen den ordentlichen Einnah­
men und den Ausgaben, zur Beurteilung der 
Konjunkturwirkungen des Haushalts herangezo­
gen. Einem Haushaltsüberschuß wird eine kon- 
traktive, einem Defizit eine expansive Wirkung 
zugeschrieben.

Dazu ist zunächst festzustelien, daß die absolute 
Höhe eines Saldos In einer bestimmten Periode 
überhaupt keine Aussage darüber zuläßt, ob die 
Finanzpolitik expansiv oder kontraktiv wirkte. Es 
müssen vielmehr die Veränderungen der Salden 
von Periode zu Periode, d.h. bei konjunktureller 
Betrachtung von Quartal zu Quartal, untersucht 
werden. Heute besteht darüber In der Finanzwis­
senschaft kein Zweifel mehr.

Bei . dem lange Zeit auch in der finanzwissen­
schaftlichen Theorie im Vordergrund gestandenen 
einfachen Saldenkonzept wird übersehen, daß die 
Höhe des realisierten Budgetsaldos nicht nur von 
den staatlichen Aktionsparametern, d. h, von den 
Steuersätzen und der Ausgabenstruktur bestimmt 
wird, sondern entscheidend auch von der jeweili­
gen Konjunkturlage. Denn die Höhe der Steuer­
einnahmen ist bei gegebenen Steuersätzen und 
Bemessungsgrundlagen von der Höhe des Volks­
einkommens abhängig. Der Haushaltssaldo ist 
somit für die Träger der staatlichen Finanzpolitik 
eine Erwartungsgröße. Er ist das Ergebnis der 
Wirkungen einer aktiven Komponente, die von den 
staatlichen Planungsträgern kontrolliert wird, und 
einer passiven Komponente, die vom Staat nur be­
grenzt beeinflußbar ist. Eine fundierte konjunktur­
politische Beurteilung finanzpolitischer Maßnah­
men ist aber mit Hilfe dieses Konzepts nicht 
möglich, da keine einseitige Ursache-Wirkung-Be- 
ziehung zwischen Budgetsaldo und Sozialprodukt 
besteht.

Das FEBS-Konzept

Das nach dem Saldenkonzept älteste und bisher 
am häufigsten zur Messung der konjunkturellen 
Wirkungen des Staatshaushalts herangezogene
1) Vgl. B. B l e h l ,  G.  H a g e m a n n ,  K.-H. J Q t t e m e l e r ,  
H L e g i e r ;  Zu den konjunkturellen Wirkungen der Haushalts­
politik In der Bundesrepublik Deutschland 1960-1970. In: Die 
Weltwirtschaft, 1971, H. 2, S. 128-148; U. H a r m s ,  M.  W e i ­
l e p p ;  Das Konzept des Full-Employment-Budget-Surplus. ln; 
WIRTSCHAFTSDIENST. 51 Jg. (1971), H. 5, S. 273-278; K.-P. F O X  ;  
Das FEBS-Konzept. Fortschritt mit Einschränkungen, ln; WIRT­
SCHAFTSDIENST, 52_ Jg. (1972),,H. 11,. S. 610-613. .

Konzept Ist das Full-Employmeht-Budget-Sur- 
plus-Korizept. Es soll einen wesentlichen Nachteil 
des einfachen Saldenkonzeptes beseitigen: Die 
Vernachlässigung der Rückwirkungen der Höhe 
des Sozialprodukts auf den Saldo des Staatshaus­
halts. Dieses Konzept, das in den USA entwickelt 
wurde und dort auch Eingang in die offizielle 
Wirtschaftspolitik gefunden hat, ist In der deut­
schen Diskussion bisher nur in wenigen Beiträgen 
diskutiert worden ’).

Der Vollbeschäftigungssaldo gibt an, wie hoch der 
Haushaltssaldo bei gegebenen staatlichen Aktions­
parametern wäre, wenn in der Wirtschaft Vollbe­
schäftigung herrschen würde, sich also die 
Wirtschaftsentwicklung nicht in konjunkturellen 
Schwankungen vollziehen würde. Er wird ermittelt, 
indem zunächst die Staatseinnahmen, deren Höhe 
vom BSP abhängig ist, auf der Basis des poten­
tiellen BSP berechnet werden. Das geschieht In 
rriehreren Schritten:
□  Es muß das potentielle reale BSP, d. h. das­
jenige Sozialprodukt, das bei Vollbeschäftigung 
erreicht werden könnte, geschätzt werden.
□  Diese reale Große wird mit Hilfe des tatsäch­
lichen Preisindex des BSP in eine monetäre 
Größe zu laufenden Preisen transportiert.
□  Aus dem Vollbeschäftigungseinkommen müssen 
die gesamtwirtschaftlichen Aggregate der Steuer­
bemessungsgrundlagen abgeleitet werden, auf die 
dann die durchschnittlichen Steuersätze angewen­
det werden.

Den auf diese Weise ermittelten hypothetischen 
Einnahmen werden die „Vollbeschäftigungsaus­
gaben“ gegenübergestellt. Diese werden den tat­
sächlichen Ausgaben gleichgesetzt, die um die mit 
dem Beschäftigungsgrad schwankenden Transfer­
ausgaben (Arbeitslosenversicherung u. ä.) korri­
giert sind. Der größte Teil der Staatsausgaben 
wird in der Regel als von der Höhe des Sozial­
produkts unabhängig angesehen. Der FEBS als 
Differenz zwischen Vollbeschäftigungseinnahmen 
und -ausgaben ist somit ein fiktiver Saldo, dessen 
Höhe definitionsgemäß nur durch diskretionäre 
finanzpolitische Maßnahmen, d. h. durch Variation 
der Steuersätze, der Steuerbemessungsgrundla­
gen und der Ausgaben, nicht aber durch automa­
tische Reaktionen auf Schwankungen des Sozial­
produkts verändert werden kann. Als Haushalts­
konzept wird im allgemeinen der Haushalt auf der 
Basis der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
zugrunde gelegt.

Einschränkungen des FEBS

Der FEBS wird nun als Maß für die Wirkungen 
der Staatstätigkeit auf die volkswirtschaftliche Ge­
samtnachfrage angesehen: Ein Budget wirkt dann

322 WIRTSCHAFTSDIENST 1973/VI
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expansiver als ein anderes, wenn es einen klei­
neren Vollbescliäftigungssaldo aufweist ̂ ). Salden 
von gleicher Höhe wäre demnach auch die gleiche 
Wirkung zuzusprechen. Diese Aussage muß jedoch 
mit einigen Einschränkungen versehen werden.

Auch hier gilt der oben beim einfachen Salden­
konzept dargelegte Einwand, daß nicht die Höhe 
der einzelnen Salden, sondern ihre Veräriderun- 
gen von Periode zu Periode betrachtet werden 
müssen. Weiter muß beachtet werden,, daß in 
einer wachsenden Wirtschaft das potentielle BSP 
ständig steigt. Darnit wächst aber die Basis für 
die Berechnung des FEBS, der dann auch die 
Veränderungen des potentiellen BSP widerspie­
gelt. Um wieder vergleichbare Werte zu erhalten, 
müssen statt der absoluten die relativen Salden 
betrachtet werden. Diese werden in v. H. des po­
tentiellen BSP gemessen^).

Eine wesentliche Einschränkung erfährt die Aus­
sagefähigkeit des FEBS für Frag’en der konjunk­
turellen Analyse dadurch, daß der'Vollbeschäfti- 
gungssaido kein eindeutiges Maß-darstelit. Zwar' 
existiert für ein bestimmtes Budget nur jeweils 
ein FEBS. jedoch ist nicht der Umkehrschluß mög­
lich, daß ein bestimmter FEBS nur einem be­
stimmten Budget zuzuordnen ist. Vielmehr könrien 
verschiedene Budgets, die bei einem BSP unter­
halb des Vollbeschäftigungsniveaus unterschied­
liche Salden aufweisen, durchaus zum selben 
Vollbeschäftigungssaldo führen'*).

Messung der primären Nachfragewirl(ungen

Eine Betrachtung des unmodifizierten FEBS würde 
den Schluß nahelegen, daß die Vollbeschäftigungs­
salden die gleiche Nachfragewirkung zeitigen. 
Dieser Schluß ist jedoch falsch, da im Saldo die 
Haushaltsstruktur keine Berücksichtigung findet. 
Nicht alle Einnahme- bzw. Ausgabearten üben den 
gleichen Effekt auf die Nachfrage aus. Diese Tat­
sache ist bereits vom Haavelmo-Theorem her be­
kannt. Je nachdem, zu welchen Anteilen Ver­
brauchs-, Investitions- und Transferausgaben im 
Budget enthalten sind, wird sich seine Wirkung 
verändern. Ebenso wirken sich die Entzugseffekte 
der indirekten Steuern anders auf die Nachfrage 
aus als die der direkten Steuern. Dieses Problem 
läßt sich, wie Grämlich gezeigt hat, lösen, indem 
die Struktur des Haushalts durch die Gewichtung 
seiner einzelnen Komponenten bei der FEBS-Be- 
rechnung berücksichtigt wird ®).

Ebenso wie das Saldenkonzept ist der FEBS nur 
auf die Messung der primären Nachfragewirkun­
gen der öffentlichen Haushalte durch einen Vor­
jahres- bzw. Vorquartalsvergleich abgestellt. Eine 
weitere Analyse der durch die.Staatstätigkeit indu­
zierten, über die unmittelbare Nachfragewirkung 
hinausgehenden Sekundärwirkungen fehlt völlig. 
Zum anderen läßt das Konzept jegliche explizite 
Definition dessen, was konjunkturgerecht sein soll, 
vermissen. Es läßt sich lediglich aus der Tatsache, 
daß eine Erhöhung des relativen, Überschusses 
kontraktiv und eine Verringerung expansiv wirkt, 
schließen, daß ein im Zeitablauf konstant bleiben­
der relativer Vollbeschäftigungssaldo als konjunk­
turneutral angesehen wird, also den vokswirt- 
schaftlichen Auslastungsgrad unberührt läßt.

Der wesentliche Vorteil des FEBS-Konzeptes ge­
genüber dem einfachen Saldenkonzept ist darin 
zu sehen,,daß das Produktionspotentiai, also eine 
vorri Konjunkturverlauf weitgehend unabhängige 
Größe, als Bezugsbasis für die Messung der kon­
junkturellen Wirkungen des Staatshaushalts ge­
nommen wird.

Das „pure cycle“-Konzept

Das von Hansen und Snyder entwickelte „pure 
cycle“-Konzept soll, im Gegensatz zu den beiden 
vorhergehenden Konzepten, auch die vom Multi­
plikator ausgehenden sekundären Nachfrageef­
fekte berücksichtigen. Es basiert auf der ErmitT- 
lung einer hypothetischen Entwicklung des BSP, 
wie sie sich ergäbe, wenn sich das Budget ge­
genüber der Vorperiode nicht verändert hätte*). 
Diese als „pure cycle“ bezeichnete Entwicklung 
ergibt sich durch Subtraktion der Budgeteffekte 
vom tatsächlich realisierten BSP. Die Budgeteffekte 
werden durch die Mu|tiplikatorwirkungen der ef­
fektiven Veränderungen der einzelnen Haushalts­
komponenten gemessen. Der Vergleich zwischen 
der tatsächlichen BSP-Entwicklung und dem so 
ermittelten „pure cycle“ zeigt, ob die von der 
Veränderung des Budgets ausgehenden Effekte 
die Schwankungen, die ohnehin aufgetreten wären, 
verstärkt oder abgeschwächt haben bzw. ob die 
Finanzpolitik expansiv oder kontraktiv gewirkt 
hat.

Diese Betrachtungsweise nimmt jedoch keinen 
Bezug auf das gesamtwirtschaftliche Produktions­
potential. Snyder hat deshalb das potentielle BSP 
in das Konzept einbezogen. Er mißt die konjunk-

Vgl. The Council of Economic Advisers: Economic Report of 
le President, 1962, Washington D. C. 1962, S. 80.

3 1m Gegensatz zu vielen Darstellungen und Berechnungen hat 
er Council of Economic Advisers bereits diese Darstellungs­

form gewählt. . .  . , . . .
<) Vgl. z. 8 . K.-P. F o X  : D m  FEBS-Konzept, a. a. 0 „  S. 612.

OVgl. E. M. G r a m 11 c h : The Behavior and Adequacy of the 
nited States Federal Budget, 1952-1964. In: Yale Economic Es­

says. Vol. 6, 1966, No. 1. S. 99-159.

‘ ) Vgi. B. H a n s e n ,  W.  W.  S n y d e r :  Fiscal Policy in Seven 
Countries 1955-1965, o. O.. 1969; W. W. S n y d e r :  treasuring 
the Effects of German Budget Policies, 1955-1965. In: Weltwirt­
schaftliches Archiv, Bd. 104, 1970, S. 302-324.
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turellen Wirkungen des Budgets daran, inwieweit 
die hausliaitspolitischen Maßnahmen zur Vollaus­
lastung des Produktionspotentials beitragen. Als 
Maß dafür, ob sich der Staat konjunkturgerecht 
verhalten hat, gibt er das Verhältnis vom Budget­
effekt zur Differenz zwischen dem potentiellen 
BSP und dem BSP des „pure cycle“ an.

Das Konzept weist jedoch eine wesentliche 
Schwäche auf: Die Messung der Budgeteffekte 
über die Multiplikatorwirkung, ohne daß dabei 
mögliche Veränderungen in den Verhaltensweisen 
der privaten Wirtschaftssubjekte berücksichtigt 
werden. Die Annahme, daß der „pure cycle" tat­
sächlich den Verlauf des Sozialprodukts angibt, 
der sich ohne die Budgetentwicklung ergeben 
hätte, geht zu sehr an der Wirklichkeit vorbei. 
Jede Änderung der staatlichen Haushaltspolitik 
dürfte auch Auswirkungen auf das Verhalten der 
Konsumenten und Investoren haben, so daß der 
nach dem beschriebenen Verfahren errechnete 
„pure cycle“ nicht die Entwicklung angeben muß, 
die er widerspiegeln will.

Das Konzept des „konjunkturneutralen Haushalts“

Ein weiteres Konzept zur Messung der konjunk­
turellen Wirkungen des öffentlichen Haushalts hat 
der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der BRD 
zur Diskussion gestellt. Das Konzept, das vom 
Sachverständigenrat als Konzept des „konjunktur­
neutralen Haushalts“ bezeichnet wird, knüpft eben­
so wie der FEBS-Ansatz an die Entwicklung des 
Produktionspotentials als Bezugsgröße an. Anders 
als das FEBS-Konzept ist das Konzept des Sach­
verständigenrates aber nicht nur auf konjunktu­
relle, also kurzfristige, sondern auch auf mittel­
fristige Aspekte abgestellt.

Der Begriff der „Konjunkturneutralität“ des öffent­
lichen Haushalts wurde erstmals im Gutachten des 
Sachverständigenrates vom Jahre 1967 explizit 
erwähnt. Angeregt durch die öffentliche Diskus­
sion hat der Sachverständigenrat in den folgenden 
Jahren sein Konzept weiter ausgeführt und im 
Gutachten des Jahres 1970 umfassend darge­
stellt

Mit dem Konzept des „konjunkturneutralen Haus­
halts“ wollte der Sachverständigenrat keine 
Handlungsmaxime für den Staat aufstellen, wie 
es verschiedentlich in Aufsätzen dazu anklingt®). 
Dem Konzept kommt im wesentlichen eine Maß­
stabsfunktion zu. Darauf hat der Sachverständi-

genrat in dem Jahresgutachten 1970 unmißver­
ständlich hingewiesen’ ).

Allokative Grundentscheidung 
als Ausgangspunkt

Ausgangspunkt für die Berechnungen des „kon­
junkturneutralen Haushalts“ ist eine allokative 
Grundentscheidung, eine Entscheidung darüber, in 
welchem Maße der Staat das Produktionspotential 
einer Volkswirtschaft für sich in Anspruch nehmen 
soll {Staatsquote) und mittels welcher Einnahme­
regelung die private Nachfrage entsprechend der 
geplanten Inanspruchnahme des Produktionspo­
tentials durch den Staat zurückgedrängt werden 
soll (Steuerdeckungsquote). Das sind Entschei­
dungen, die nur unter mittel- und langfristigen 
Perspektiven gefällt werden können.
„Die Inanspruchnahme des Produktionspotentials durch 
staatliche Ausgaben in einem Ausmaß, wie es die ge­
setzgebenden Organe für die Situation der Vollbeschäf­
tigung festlegen, nennen wir konjunkturneutral.

Wir nennen die Steuersätze konjunkturneutral, die bei 
optimaler Ausnutzung des Produktionspotentials (Voll­
beschäftigung) den vom Gesetzgeber beabsichtigten An­
teil der Steuereinnahmen an der Finanzierung der Staats­
ausgaben (Steuerdeckungsquote) gewährleisten“. ’°)

Die Verwendung des Wortes „konjunkturneutral“ 
in diesem Zusammenhang ist unglücklich, ja sogar 
irreführend "). Unter Konjunktur wird ein Prozeß 
im Zeitablauf verstanden. Die konjunkturelle Be­
trachtungsweise stellt die kurzfristig sich einstel­
lenden Veränderungen im Wirtschaftsgeschehen 
in den Mittelpunkt der Analyse. Hier jedoch wurde 
das Wort Konjunktur im Zusammenhang mit einem 
Zustand verwandt, der die Aufteilung der volks­
wirtschaftlichen Produktivkräfte beschreibt. Dieser 
Tatbestand wird aber gewöhnlich mit dem Begriff 
der Allokation umrissen.

Da vom Staat kaum zuverlässige Informationen 
über die gewollte Staatsquote und Steuerbe­
lastungsquote erhältlich sind, war der Sachver­
ständigenrat, der sein Konzept praktisch anwendet, 
gezwungen, eine allokative Basis für seine Be­
rechnungen festzulegen. Hierzu wählte er bisher 
das Jahr 1966 aus. Eine zusammenfassende Be­
gründung dafür findet sich im Jahresgutachten

7) Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwidtlung: Jahresgutachten 1966/67, Ziff. 184, so­
wie Jahresgutachten 1970/71, Ziff. 322 ff. (Im folgenden zitiert als

8) Vgl. z. B. G. K r a u s e - J u n k :  Zum Konzept des konjunlt- 
turneutralen öffentlichen Haushalts. In: „Finanzarchiv“ N. F. 
Bd. 30 (1971) S. 212-223, hier S. 222, sowie J. L o t z : Techniques 
of Measuring the Effects of Fiscal Policy. OECD — Economic 
Outlook, “Occasional Studies“, Juli 1971, S. 22f.

») JG 1970/71, Ziff. 324.

10) JG 1967/68, Ziff. 184.

” ) Vgl. H. T i m m ;  Der konjunkturneutrale öffentliche Haushalt. 
In: Theorie und Praxis des finanzpolitischen Interventionismus. 
Fritz Neumark zum 70. Geburtstag, Hrsg. H. Haller u. a., Tübin­
gen 1970, S. 385-405, hier S. 390, sowie K.-P. F o x :  Noch ein­
mal: Zum Konzept des konjunkturneutralen öffentlichen Haus­
halts. In: „Finanzarchiv“, N. F. Bd. 31 (1972), S. 18-26, hier S. 25f.
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1970/71. Diese Begründung hat verschiedentiich 
Aniaß zur Kritik gegeben

Ausgehend von der „l<onjunkturneutraien“ Basis 
verhält sich der Staat dann „konjunkturneutral“ , 
wenn er „für sich genommen die Auslastung des 
Produktionspotentials nicht verändert“ Diese 
Definition der Konjunkturneutralität knüpft an die 
oben gegebene Definition der Konjunkturschwan­
kungen an.

Im Kern des Konzepts stehen zwei Regeln über 
die Ausgaben- und Einnahmenseite des öffent­
lichen Haushalts. „Konjunkturneutral“ verhält sich 
der Staat im einzelnen dann, wenn
„die Ausgaben prozentual so stark zunehmen, wie das 
Produktionspotential wächst. Das gilt n u r für den Fall, 
daß der Haushalt, von dem aus fortgeschrieben wird 
(Basis), konjunkturneutral war“ und

„bei unverändertem Steuersystem zu erwarten ist, daß 
die Steuereinnahmen -  . . .  -  mit gleicher Rate zuneh­
men wie das Sozialprodukt“ ’=). Entzugseffekte aufgrund 
progressionsbedingter Mehreinnahmen müssen kompen­
siert werden.

Die Besonderheit des Konzepts kommt hier vor 
allem in der Ausgabenregel zum Ausdruck. Die 
Konjunkturneutralität wird nämlich im Vergleich 
zum Basisjahr gemessen und nicht gegenüber 
dem Vorjahr oder auch dem Vorquartal, wie es 
sonst üblich ist.

Ausgabenregel als Norm?

Die Befolgung der Ausgabenregel garantiert, daß 
der Staat mittelfristig eine bestimmte Staatsquote 
realisiert. Denn wachsen Produktionspotential und 
Ausgaben des Staates mit gleicher Rate, so bleibt 
die einmal festgelegte Staatsquote konstant. Da­
bei müssen Preissteigerungen berücksichtigt wer­
den. Für Variationen der Staatsquote ist das 
Konzept des Sachverständigenrats offen. Soll 
mittelfristig der Anteil des Staates am Produk­
tionspotential erhöht werden, so müssen private 
Ansprüche entsprechend zurückgedrängt werden.

Die Ausgabenregel, die vom Sachverständigenrat 
lediglich als Maßstab für Konjunkturneutralität in 
das Konzept eingebaut wurde, kann und wird 
auch als stabilitätspolitische Handlungsmaxime an­
gesehen. Dahingehend hat sich auch der Sachver­
ständigenrat in einem anderen Zusammenhang 
geäußert ’*).

Denn große Teile des öffentlichen Budgets sind 
kurzfristig aufgrund gesetzlicher Vorschriften und 
institutioneller Starrheiten nicht flexibel. Das gilt 
vor allem für den überwiegenden Teil der kon­
sumtiven Staatsausgaben. Variationsfähig sind

allenfalls investive öffentliche Ausgaben. Sie 
dienen weitgehend der Verbesserung der Infra­
struktur. Konjunkturpolitisch begründete Ein­
schränkungen können — zumal wenn sie später 
nicht kompensiert werden, wofür die Entwicklung 
in der BRD in den vergangenen Jahren ein Bei­
spiel gibt — neben unerwünschten Wirkungen auf 
bestimmte Branchen wie z. B. den Bausektor, in 
langfristiger Perspektive vor allem negative 
Wachstumseffekte haben. Eine Verstetigung der 
öffentlichen Ausgabenentwicklung könnte dies ver­
meiden.

Wenig erforsclite Ausgabewirkungen

Darüber hinaus hat sich die Meinung herausge­
bildet, daß durch eine Verstetigung der öffentlichen 
Ausgabenentwicklung der Stabilität auf mittlere 
Sicht mehr gedient ist als durch antizyklische 
Variation der öffentlichen Investitionen. Als Kon­
sequenz daraus ergibt sich, daß vor allem die 
Einnahmenseite des öffentlichen Budgets für kon­
junkturpolitische Maßnahmen einzusetzen ist.

Es bleibt jedoch die Frage zu beantworten, ob 
die Zunahme der öffentlichen Ausgaben mit der 
Rate des Produktionspotentials für sich genom­
men tatsächlich keine Änderungen im gesamtwirt­
schaftlichen Auslastungsgrad hervorruft, also kon­
junkturneutral ist. Eine eindeutige Antwort hierauf 
kann bis heute nicht gegeben werden. Die Wir­
kungen, die von dem Ausgabenverhalten des 
Staates auf die Entscheidungen der privaten Wirt­
schaftssubjekte, also die Konsumenten und In­
vestoren, ausgehen, sind noch nicht genügend 
erforscht und bleiben auch in diesem Konzept 
unberücksichtigt. Dies ist unbefriedigend, da mög­
licherweise gerade die gewichtigsten konjunktu­
rellen Wirkungen der Staatstätigkeit vernachlässigt 
werden.
Gerade bei diesem Konzept müßte auch die Ver­
änderung der Ausgabenstruktur in die Wirkungs­
analyse einbezogen werden. Denn die Ausgaben­
struktur wird um so stärker von derjenigen im 
Basisjahr abweichen, je weiter man sich von ihm 
entfernt. Und dadurch wird auch die Aussage der 
Konjunkturneutralität, die ja vom Basisjahr aus 
gemessen wird, um so fragwürdiger.

Umstrittene Einnahmeregel

Die Inanspruchnahme eines bestimmten Anteils 
am Produktionspotential durch den Staat bedeu­
tet bei Vollbeschäftigung gleichzeitig, daß die 
private Nachfrage in entsprechendem Umfang zu­
rückgedrängt werden muß. Zusammen mit der

12) Vgl. 2. B. G. K r a u s e - J u n k ;  Probleme des konjunktur- 
neutralen öffentlictien Haushalts. In: Wirtschaftswissenschaftliches 
Studium, 1972, H. 11, S. 483-487, hier S. 486.

13) JG 1970/71, Ziff. 324.
H) JG 1970/71, Ziff. 325 (Hervorhebung durch die Verfasser). 
15) Ebenda.
14) Vgl. JG 1966/67, Ziff. 251 ff.
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Entscheidung über die Staatsquote muß folglich 
auch die über die Steuerdeckungsquote fallen. 
Dies ist Teil der ailokativen Grundentscheidung.

Davon ausgehend sind nach dem Konzept des 
„konjunkturneutraien Haushalts“ die Steuerein­
nahmen konjunkturneutral, die mit der Rate des 
Sozialprodukts -  und nicht mit der des Produk­
tionspotentials — wachsen. Im Konjunkturverlauf 
fallen die Wachstumsraten des Sozialprodukts und 
des Produktionspotentials auseinander. „Konjunk­
turneutrale“ Steuereinnahmen können also einmal 
stärker, einmal langsamer zunehmen als das 
Produktionspotential.

Konjunkturneutraie Einnahmen sollen sich dadurch 
auszeichnen, daß die Inanspruchnahme des Pro­
duktionspotentials durch den privaten Sektor 
weder zurückgedrängt noch gefördert wird. Der 
Sachverständigenrat geht davon aus, daß dies 
gewährleistet ist, wenn die Steuersätze und die 
Bemessungsgrundlagen unverändert bleiben. Diese 
Aussage wird jedoch eingeschränkt. Dies gilt 
nämlich nur dann, wenn das Steuersystem so ge­
staltet ist, daß Steuereinnahmen und Sozialpro­
dukt mit gleicher Rate wachsen.

Progressionsbedingte Einnahmen, wie sie sich Im 
Steuersystem der BRD mittelfristig ergeben, hätten 
Entzugseffekte, die nach Meinung des Sachver­
ständigenrats durch Steuerseni<ungen oder Mehr­
ausgaben kompensiert werden müssen. Stellen 
die Steuerpflichtigen sich bei ihren Ausgabenplä­
nen auf die erhöhte Steuerlast ein, so heißt dies, 
daß sie ihre Ansprüche an das Produktionspoten­
tial relativ einschränken ’0- In seinen Berechnun­
gen der l<onjunkturellen Effekte geht der Sach­
verständigenrat daher von einer konstanten 
Steuerquote aus, und zwar der des Basisjahres.

Dieses Vorgehen hat Kritik gefunden. Vor allem 
Timm weist darauf hin, daß es allein auf die 
Konstanz des Steuersystems ankomme. Die Be­
steuerung sei konjunkturneutral, wenn der Staat 
seine Aktionsparameter konstant hält, ganz gleich, 
ob sich dabei die Einnahmen stärker, schwächer 
oder ebenso kräftig erhöhen wie das Sozialpro­
dukt. Veränderungen im Steuersystem führen 
nämlich zu Reaktionen im privaten Sektor, die 
ihrerseits auf die Höhe des Auslastungsgrades 
Einfluß ausüben.

Beide Verhaltenshypothesen dürften etwas für 
sich haben. Unter mittelfristigen Aspekten, wie es 
der Sachverständigenrat sieht, ist die Wirkung 
eines progressiven Steuersystems sicherlich an­
ders zu beurteilen als unter der mehr kurzfristigen 
Betrachtungsweise, wie sie bei Timm im Vorder­
grund stehen dürfte. Der Sachverständigenrat
17) JG 1970/71, Ziff. 340.
18) H. T  1 m m . a. a. D ., S. 395.

mußte sich für eine bestimmte Sicht der Dinge 
entscheiden. Er hat sich dabei die mehr mittel­
fristige Perspektive zu eigen gemacht.

Es bleibt noch zu erörtern, in welchem Grade 
Steuereinnahmen Entzugswirkungen haben. Be­
deutet eine Mark Steuermehreinnahmen eine um 
eine Mark verringerte private Nachfrage, oder muß 
vor allem unter Berücksichtigung der Sparquote 
mit einer geringeren Entzugsquote gearbeitet wer­
den? Solange hierüber keine besseren Informa­
tionen vorliegen, rechnet der Sachverständigenrat 
damit, daß die Steuermehreinnahmen und die 
daraus resultierende Nachfragedämpfung größen­
gleich sind. Gänzlich unberücksichtigt bleiben 
auch hier die Strukturveränderungen sowie die 
Multiplikator- und Akzeleratorwirkungen.

Schließlich ist zu berücksichtigen, daß der Staat 
in der Regel nicht alle Ausgaben durch Steuer­
einnahmen 0. ä. deckt, sondern Kredite zur Finan­
zierung heranzieht. Auch hiervon können Wirkun­
gen auf das Nachfrageverhalten der Privaten 
ausgehen, die der Sachverständigenrat in seinen 
Berechnungen bisher nicht berücksichtigt hat. 
Die Wirkungen der Kreditaufnahme sind quantita­
tiven Ermittlungen jedoch kaum zugänglich. Der 
Sachverständigenrat versucht diesem Problem 
weitgehend durch qualitative Erwägungen Rech­
nung zu tragen.

Auf den Gesamthaushalt kommt es an

Die konjunkturellen Wirkungen des Budgets sind 
nur in der kombinierten Betrachtung der Effekte, 
die von der Einnahmen- und Ausgabenseite aus­
gehen, abzuleiten ’’ ). Aussagen über „konjunktur­
neutrale“ Einnahmen oder Ausgaben sind für sich 
genommen nur dann sinnvoll, wenn die jeweils 
andere Seite des Budgets „konjunkturneutral“ im 
Sinne der entsprechenden Regel ist. Ist das nicht 
der Fall -  und will sich der Staat konjunkturneu­
tral verhalten —, so müssen entsprechende ent­
gegengesetzt wirkende Maßnahmen auf der 
anderen Budgetseite vorgenommen werden. Aus 
diesem Grunde hat der Sachverständigenrat eine 
weitere Regel für das Gesamtbudget aufgestellt.
„Die Änderung der Staatsquote ist konjunkturneutral, 
wenn den konjunkturellen Effekten, die von der Aus­
gabenseite ausgehen, gleich große, aber entgegenge­
richtete konjunkturelle Effekte, die von der Einnahmen­
seite ausgehen, gegenüberstehen.“

In seinen bisherigen Berechnungen des „konjunk­
turneutralen Haushalts“ ist der Sachverständigen­
rat bemerkenswerterweise nicht von der Änderung 
der Staatsquote, sondern der der Steuerdeckungs­
quote ausgegangen.
” ) Darauf hat insbesondere Ollmann hingewiesen. Vgl. P. 
m a n n :  Der konjunkturneutraie Haushalt. In: WIRTSCh 
DIENST, 50. Jahrgang (1970), H. 4. S. 255-258.
20) JG 1970/71, Ziff. 325.
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Hierzu sei ein Berechnungsbeispiel aus dem 
jüngsten Gutachten für 1972 angeführt (in Mrd. 
D1V1)2’).

Produktionspotential (bereinigt)
(a) Staatsausgaben bei gleicher 

Staatsquote wie 1966

837,1

238,3

Bruttosozialprodukt in jeweiligen 
Preisen 830,8
Steuereinnahmen bei gleicher Steuer­
quote wie im Basisjahr 1966 190,4
tatsächliche Steuereinnahmen 187,6

(b) Mehreinnahmen aufgrund erhöhter
Steuerquote — 2,8

Konjunkturneutrales Haushalts­
volumen (a +  b) 235,5
tatsächliche Staatsausgaben 248,4

konjunktureller Effekt +  12,9

Der gleiche konjunkturelle Effekt läßt sich ermit­
teln, wenn man von der Ausgabenseite ausgeht, 
also die realisierte Staatsquote als vorgegeben 
ansieht.
Tatsächliche Staatsausgaben 248,4
Staatsausgaben bei gleicher
Staatsquote wie 1966 238,3
(a) Mehrausgaben aufgrund erhöhter 

Staatsquote  __________________ 10,1
(b) Steuereinnahmen bei gleicher Quote 190,6 

„Konjunkturneutrales Steuer-
volumen" (a +  b) ______________ 200,5

tatsächliche Steuereinnahmen 187,6
konjunktureller Effekt +  12,9

Parallelen zum FEBS-Ansatz

Der Sachverständigenrat rechnet den sich erge­
benden konjunkturellen Effekt, das sei noch ein­
mal betont, im Vergleich zum Basisjahr aus. Eine 
verbale Bezeichnung, die diesen Sachverhalt 
stärker zum Ausdruck bringen würde, wäre 
wünschenswert.

Wachsen z. B. von einem Jahr zum anderen die 
Steuereinnahmen mit der Rate des Sozialprodukts 
und die Ausgaben mit der des Produktionspoten­
tials, so ist das im Sinne des Sachverständigenra­
tes nämlich nur dann ein konjunkturneutrales Ver­
halten, wenn der vorangegangene Haushalt eben­
falls konjunkturneutral war, also den Quoten im 
Basisjahr entsprach bzw. deren Äquivalenten. Die 
Aussage des Konzepts des Sachverständigenrates

deckt sich mit dem üblichen Vorjahresvergleich 
also nur dann, wenn das jeweilige Vorjahr zum 
Basisjahr erklärt wird, womit aber der normative 
Charakter der Basis aufgehoben würde. In diesem 
Falle wäre übrigens das Konzept nahezu identisch 
mit dem FEBS-Ansatz. Ein solcher konjunkturneu­
traler Finanzierungssaldo und ein unveränderter 
Vollbeschäftigungssaldo beinhalten beide die Aus­
sage der „Konjunkturneutralität“ .

Bei dem Vorgehen des Sachverständigenrates 
bleiben auch die Wirkungen auf die private Nach­
frageentwicklung und damit auf den volkswirt­
schaftlichen Auslastungsgrad teilweise unberück­
sichtigt. Generell kann daher der sich im Vergleich 
zu „konjunkturneutralen“ Größen ergebende kon­
junkturelle Effekt nur als Indikator für die Wir­
kungsrichtung der Budgettätigkeit angesehen wer­
den“ ).

Beitrag zur Objektivität

„Was konjunkturneutral ist, muß nicht konjunktur­
gerecht sein. Was konjunkturgerecht ist, richtet 
sich nach der konjunkturellen Situation “ ).“ Kon­
junkturgerechtes und „konjunkturneutrales" Ver­
halten des Staates sind offenbar nur unter einer 
bestimmten Bedingung deckungsgleich: nämlich 
dann, wenn sich die Wirtschaft weitgehend im 
Gleichgewicht befindet, d. h. wenn die gesamt­
wirtschaftliche Nachfrage mit der Rate des Pro­
duktionspotentials bei Vollbeschäftigung und Preis­
stabilität wächst.

Diese Situation dürfte jedoch eher die Ausnahme 
als die Regel sein. Die wirtschaftliche Entwicklung 
vollzieht sich In konjunkturellen Schwankungen, 
und das wird aller Voraussicht nach auch in Zu­
kunft der Fall sein. Damit verbunden sind dann 
mehr oder weniger große Abweichungen vom 
wirtschaftlichen Gleichgewicht. Meist wird dem 
Staat daher die Aufgabe gestellt sein, die sich aus 
dem Konjunkturprozeß ergebenden Störungen zu 
korrigieren, sich also konjunkturgerecht zu ver­
halten. Neben anderen Instrumenten der Stabili­
sierungspolitik steht ihm dazu die Haushaltspolitik, 
also die Gestaltung seiner Einnahmen und Aus­
gaben zur Verfügung.

Die Diskussion auf der Basis der von der Wissen­
schaft bereitgestellten Konzepte kann sicher dazu 
beitragen, die Haushaltspolitik eines Staates einer 
objektiven Beurteilung zugänglich zu machen. Das 
gilt auch dann, wenn die einzelnen Konzepte noch 
Unzulänglichkeiten haben. Nachweislich falsche 
oder unbrauchbare Kriterien wurden jedenfalls 
aus der Diskussion verdrängt.

JQ 1972/73, Tab. 28.

22) Auch das wird z. T. bestritten. Vgl. G. K r a u s e - J u n k :  
Probleme d e s . . a.  a. O., S. 483 ff.
23) JG 1972/73, Ziff. 383.
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